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„Nichtraucherschutz in Hessen“  
 

 

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

 

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung für einen umfassenden Nichtrau-

cherschutz ist schon im Vorfeld der Gesetzesberatung auf eine breite Zustimmung ge-

stoßen und empfängt auch von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN lobende Worte. 

Das freut uns, und daran sieht man, dass man mit diesem Gesetz auf dem richtigen 

Wege ist. 

 

Meine Damen und Herren, mit diesem Gesetzentwurf endet ein Prozess, der dazu füh-

ren wird, dass Nichtraucher wirksam vor den Gefahren des Passivrauchens geschützt 

werden. Die Landesregierung hat schon früh Maßnahmen ergriffen, um den Tabakkon-

sum einzudämmen. Im Jahre 2005 wurde an den Schulen das Rauchen verboten, und 

seit dem Jahre 2006 darf in Kinderbetreuungseinrichtungen nicht mehr geraucht wer-

den.  

 

Meine Damen und Herren, um auf Landesebene schnellstmöglich ein umfassendes 

Rauchverbot durchzusetzen, musste es im Frühjahr zunächst eine Einigung der Minister 

und Ministerpräsidenten geben. Die Ergebnisse mussten abgewartet werden. Es war 

das Ziel, zu einer bundeseinheitlichen Regelung zu kommen, um einen Flickenteppich 

zu vermeiden, was auch mit wenigen Ausnahmen gelungen ist. 

 

Die schnelle Abhandlung des Rauchverbots auf Bundes- und Länderebene zeigt, welch 

hohen Stellenwert der Nichtraucherschutz inzwischen einnimmt. Sicherlich ist mit einem 

gesetzlichen Nichtraucherschutz ein gesellschaftliches Umdenken verbunden, doch ist 

dies angesichts der gesundheitlichen Schäden, die der Tabakkonsum verursacht, not-



wendig. Wir wissen alle, dass Rauchen, auch Passivrauchen, die größte vermeidbare 

Todesursache darstellt. 

 

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf der Landesregierung sieht ein Rauchver-

bot in allen öffentlichen Einrichtungen des Landes vor – in den Kommunen, im Hessi-

schen Rundfunk, in Heimen und Krankenhäusern, in Sport- und Kultureinrichtungen, in 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie in Gaststätten. 

 

Meine Damen und Herren, natürlich muss diese Regelung auch für den Hessischen 

Landtag gelten. Das war der CDU-Fraktion wichtig. Wir haben hierzu einen Antrag ein-

gebracht, und wir haben uns inzwischen auf einen gemeinsamen Antrag verständigt, der 

von allen Fraktionen – außer von der FDP – unterstützt wird, sodass 

wir unseren Antrag zurückziehen. 

 

Meine Damen und Herren, der einzig strittige Punkt in Bezug auf den Nichtraucher-

schutz ist das umfassende Rauchverbot in Gaststätten. Es wird bereits kontrovers disku-

tiert, dass der Gesetzentwurf der Landesregierung dies vorsieht, und das ist hier auch 

von Herrn Rentsch kritisiert worden. Wir, die CDU-Fraktion, sind der Meinung, dass das 

Rauchen in den Gaststätten grundsätzlich verboten sein sollte. Nachdem die freiwillige 

Selbstverpflichtung des Hotel- und Gaststättenverbandes nicht funktioniert hat, wurde 

deutlich, dass der Nichtraucherschutz ohne eine gesetzliche Regelung nicht zu errei-

chen ist. Eine Ausnahme von diesem konsequenten Verbot soll es nur geben, wenn ein 

separater und gekennzeichneter Raum vorhanden ist, sodass die Gäste, die nicht rau-

chen, vor jeglicher Beeinträchtigung geschützt sind.  

 

Ein solch umfassendes Rauchverbot in der Gastronomie wird von weiten Teilen der Be-

völkerung befürwortet. Das ergaben Umfragen, z. B. die des Bundesministeriums für 

Gesundheit. 

 

Meine Damen und Herren, nach einer Umfrage des Bundesministeriums für Gesundheit 

befürworten rund 85 % der Befragten ein generelles Rauchverbot in der Hotellerie und in 

der Gastronomie. In einer Umfrage des Deutschen Krebsforschungszentrums wurde 



ermittelt, dass zwei Drittel der Bevölkerung für rauchfreie Gaststätten sind. Das ist also 

eine deutliche Mehrheit. Selbst unter Rauchern gab es Zustimmung zu rauchfreien 

Gaststätten. Auch in der Anhörung des Sozialpolitischen Ausschusses wurde von den 

meisten Verbandsvertretern eine umfassende gesetzliche Regelung für die Gastronomie 

gefordert. Eine freiwillige Aufteilung der Gaststätten in Raucher- und Nichtraucherlokale 

lehnen wir ab. Das wollte ich noch einmal mit Nachdruck sagen. Eine solche Regelung 

hätte nur zur Folge, dass wieder viele Nichtraucher in einem Raucherlokal sitzen wür-

den, weil sie z. B. Freunde und Bekannte haben, die rauchen und in ein Restaurant ge-

hen, wo man dies darf. Der Nichtraucherschutz würde dabei also auf der Strecke blei-

ben. Zudem würden in den Raucherlokalen auch die Beschäftigten nicht geschützt sein. 

Lieber Herr Kollege Rentsch, Sie sollten sich hier nicht als Hellseher betätigen. 

 

Ich glaube nicht, dass es zu einem Kneipensterben kommen wird. Ich glaube auch nicht, 

dass es zu einem großen bürokratischen Aufwand kommen wird. Ich glaube auch nicht, 

dass es zu Denunziantentum kommen wird. Ich schlage Ihnen Folgendes vor: Wir soll-

ten den Versuch unternehmen, in einem Jahr eine Zwischenbilanz zu ziehen. Wir wer-

den Sie dann an Ihre Worte erinnern. Ich bin fest davon überzeugt, dass sich das rasch 

einspielen wird und dass das, wie es im benachbarten Ausland der Fall ist, funktionieren 

wird. Es wird zu einem guten Einvernehmen kommen. Gehen Sie doch heute einmal in 

Einrichtungen der Vereine und in die Vereinshäuser. Dort ist heute schon längst freiwillig 

geregelt, dass in den Vereinshäusern nicht mehr geraucht wird. Vielmehr gehen dort die 

Raucher in einen separaten Raum oder vor die Tür. Sie sind viel einsichtiger. Sie brau-

chen noch nicht einmal eine gesetzliche Regelung. Weil aber nicht alle Menschen so 

vernünftig sind wie die vielen Raucher, die in Vereinen sind, muss es zu einer gesetzli-

chen Regelung kommen. 

 

In dem Gesetzentwurf der Landesregierung sind mehrere Regelungen vorgesehen, die 

es den Gastwirten erleichtern werden, ihre Betriebe auf das Rauchverbot umzustellen. 

Etwaige zu erfolgende Umbaumaßnahmen sollen unbürokratisch möglich sein. Daneben 

gibt es noch die Innovationsklausel. Ich will das nicht weiter ausführen. Die Frau Ministe-

rin hat dazu Stellung genommen. Die Ausnahmeregelung, dass das Rauchen in abge-

trennten und gekennzeichneten Nebenräumen möglich sein soll, soll für Kinder- und Ju-



gendeinrichtungen, Sportanlagen, Bildungseinrichtungen und Krankenhäuser nicht gel-

ten. Wir, die Mitglieder der CDU-Fraktion, halten dies aufgrund unserer Verantwortung 

und der Pflicht, die wir dadurch haben, für wichtig. 

 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden wir in Hessen ein umfassendes und vor-

bildliches Gesetz zum Schutz vor den Gefahren des Rauchens erhalten. Die Nichtrau-

cher werden vor unfreiwilligem Tabakkonsum geschützt werden, ohne dass damit die 

Raucher verteufelt werden. Wir sind zuversichtlich, dass durch die in dem späteren Ge-

setz festgelegten Einschränkungen manche Raucher weniger rauchen oder sogar ganz 

mit dem Rauchen aufhören werden, was sich viele Raucher wünschen. 

 

Die Debatten im Plenum des Hessischen Landtags und im Sozialpolitischen Ausschuss 

haben bisher gezeigt, dass in allen Fraktionen der ernsthafte Wille besteht, die Gefah-

ren, die sich aus dem Passivrauchen ergeben, zu bekämpfen und zu einem guten und 

nachhaltigen Nichtraucherschutz zu kommen. Wir sollten uns auch noch über eventuell 

strittige Punkte einigen. Wir sollten vor der Verabschiedung noch eine schriftliche oder 

eine mündliche Anhörung durchführen. Wir sollten den Gesetzentwurf so schnell wie 

möglich verabschieden. Das Gesetz sollte, wie vorgesehen, noch im Oktober dieses 

Jahres in Kraft treten. 

 

Herr Kollege Spies, hinsichtlich des Gesetzentwurfs der SPD-Fraktion für ein Gesetz 

zum Schutz vor den Folgen des Passivrauchens wird die CDU-Fraktion dem Beschluss 

des Sozialpolitischen Ausschusses folgen. Der Beschluss besagt, dem Plenum wird 

empfohlen, den Gesetzentwurf abzulehnen. Wenn das nicht in zweiter Lesung erfolgt, 

wird es in dritter Lesung geschehen. 

 

Ich möchte noch anmerken, dass sicherlich alle Mitglieder der anderen Fraktionen in der 

Ausschusssitzung davon überrascht wurden, dass die Beschlussfassung über den Ge-

setzentwurf der SPD nicht zurückgestellt wurde, damit er mit den weiteren Gesetzent-

würfen zum Nichtraucherschutz beraten werden kann. Die SPD-Fraktion hat auf Ab-

stimmung im Ausschuss bestanden. Das hat dann zu der Empfehlung der Ablehnung 

des Gesetzentwurfs geführt. Herr Kollege Spies, der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion 



war zwar der erste, der im Hessischen Landtag beraten wurde. Der Gesetzentwurf kam 

aber übereilt zustande. Er enthält wichtige Regelungen für einen wirksamen Nichtrau-

cherschutz nicht. Das soll durch einen heute noch schnell eingereichten Änderungsan-

trag korrigiert werden. Dieses Verfahren lehnen wir ab. Die SPD-Fraktion hat die Chan-

ce vertan, dass ihr Gesetzentwurf gemeinsam mit den anderen Gesetzentwürfen bera-

ten wird. Herr Kollege Spies, die SPD hat nur das Ziel vor Augen – sie war so ehrgeizig 

–, dass ihr Gesetzentwurf das erste Nichtrauchergesetz wird. Aber der Entwurf ist dazu 

untauglich. Das Nachbesserungsverfahren, das Sie nun anstreben, ist es ebenso. 

 

Dagegen ist der heute von der Regierung vorgelegte Entwurf ausgewogen. Er sieht eine 

umfassende Regelung des Schutzes der Nichtraucher in Hessen vor. Er wird von uns, 

den Mitgliedern der CDU, uneingeschränkt unterstützt. – Vielen Dank. 

 


